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Politik
Chronik

„Wer (aus der EU) ausgetreten ist, geht seinen eigenenWeg, sucht

eigene Lösungen, kann die Gesundheit und das Leben seiner Bürger

schneller schützen als wir, die wir (in der EU) dringeblieben sind.“

UngarnsMinisterpräsident Viktor Orban hat ein neues Thema für Kritik an der EU gefunden

…Gabriel N. Toggenburg*

4 FRAGEN AN…

„Dolomiten“: Was fällt an der
neuen EU-Grundrechtestra-
tegie auf?
Gabriel N. Toggenburg: Sie
lenkt die Aufmerksamkeit auf
die nationale Ebene. Denn die
Daten zeigen, dass Richter,
Rechtsanwälte, NGOs, ja selbst
nationale Menschenrechtsins-
titutionen das Potenzial der
EU Grundrechtecharta noch
wenig nützen.

„D“: Geht es auch um die lo-
kale Ebene?
Toggenburg: Tatsächlich
spricht die neue Strategie alle
relevanten Akteure auf natio-
naler Ebene an. Die lokalen
Verwaltungen werden explizit
angesprochen. Sie sollen sich
mehr austauschen zu ihren Er-
fahrungen mit der Charter. Sie
setzen ja in vielen Bereichen
EU-Recht um.Und immer dort
ist die EU-Charter bindendes
Recht.

„D“: Sie haben kürzlich vor-
geschlagen, Bozen soll eine
Menschenrechtsstadt werden.
Was ist das?
Toggenburg: Das ist kein EU-
rechtliches Konzept. Gegen-
wärtig bestehen verschiedene
Systeme. Die Menschen-
rechtsstädte Wien, Graz, Salz-
burg, Lund, Middelburg, Ut-
recht, York und Barcelona ha-
ben sich z. B. im Human
Rights Cities network zusam-
mengeschlossen.

„D“: Aber was macht eine
Stadt zur Menschenrechts-
stadt?
Toggenburg: Das hängt vom
Akkreditierungssystem ab.
Aber die Logik ist die, dass
Grundrechte bei allem was ei-
ne Stadtverwaltung und ein
Stadtparlament tun, eine ent-
scheidende Rolle spielen. Das
reicht vom Niederflurbus über
den integrativen Kindergarten
und den freien Internetzugang
zu institutionellen Fragen wie
die synergetische Vernetzung
aller relevanten Akteure. ©

* Honorarprofessor für EU-
Recht und Menschenrechts-
schutz an der Universität Graz .

20 Jahre EU-Grundrechtecharta
BRÜSSEL: Eine neue Strategie soll nach 2 Jahrzehnten neueGrundrechte-Impulse setzen

Der 7. Dezember 2000 war ein
regnerisch-bewölkter Tag.

Doch für einige Experten und zi-
vilgesellschaftliche Organisatio-
nen war dies der Tag an dem die
Sonne aufging in der EU. Was
war geschehen? Am
7. Dezember 2000 versammel-
ten sich die Staats- und Regie-
rungschefs der EU in Nizza und
im Rahmen dieses Gipfels nah-
men die Präsidenten von Euro-
paparlament, Rat und EU-Kom-
mission feierlich die Grundrech-
techarta der EU an.

Was ist das? Die Charta ist ein
Grundrechtsdokument welches
den Menschen in den mittler-
weile 27 EU-Mitgliedstaaten ge-
wisse besonders grundlegende
Rechte garantiert. Papiertiger
oder Wendepunkt? Nun, für die
EU selbst gesprochen hatten die
12 Seiten Papier eine beachtli-
che Wirkung. Die EU des Jahres
2000 ist im Vergleich zu jener
des Jahres 2020 in Sachen Men-
schenrechtsschutz kaum wie-
derzuerkennen. In den EU-Insti-
tutionen hat sich eine Grund-
rechtekultur entwickelt die an-

strebt beispielhaft voranzuge-
hen. Auch sind neue Institutio-
nen wie die EU-Grundrechte-
agentur in Wien und neue Ver-
fahren entstanden um sicherzu-
stellen dass die EU selbst nicht
Grundrechte verletzt und diese
vielmehr aktiv fördert.

Was hat das mit uns Bürgern
undBürgerinnen zu tun?Durch-
aus viel. So hat etwa der Euro-
päische Gerichtshof in Luxem-
burg dafür gesorgt, dass die
Richtlinie zur Datenvorratsspei-
cherung nicht unverhältnismä-

ßig in unseren Datenschutz ein-
greift. Auch im Bereich des Asyl-
rechts hat er seine schützende
Hand über die schwächere Par-
tei gelegt. Der EU-Gesetzgeber
hat sich vermehrt grundrechtli-
cher Themen angenommen wie
etwa imBereich des Opferschut-
zes und der Rechte im Strafver-
fahren. Der Konsumenten-
schutz avancierte zum Men-
schenrecht und das Recht auf
faires Verfahren bezieht sich im
EU-Recht nicht nur auf Straf-
und Zivilverfahren, sondern

auch auf das Steuer- oder Asyl-
recht.

Auch auf politischer Ebene
hat die EU eine aktivere Rolle
übernommen. Allein ein Blick
auf die letzthin angenommene
EU-Strategien bestätigt diesen
Eindruck: Im März wurde eine
Strategie zur Fragen der Gleich-
berechtigung zwischen Mann
und Frau angenommen, im Juni
eine Strategie zu Opferrechten,
im September ein EU-Aktions-
plan gegen Rassismus, im No-
vember eine Strategie für
homo-, trans- und intersexuelle
Personen und diese Woche
nahm die EU-Kommission eine
Strategie zur besseren Umset-
zung der Grundrechtecharter
selbst an.

Diese soeben angenommen
Strategie möchte nun einen
neuen Impuls für mehr Grund-
rechtsbewusstsein schaffen. Sie
reagiert auf neueste Daten, die
zeigen, dass die Grundrechte-
charte auf nationaler Ebene
noch wenig verankert ist.

https://fra-charter.mci-
events.eu/. © Alle Rechte vorbehalten

EUROPA-SPLITTER

Wer darfwie feiern?
WEIHNACHTEN:Regierungen regeln Anzahl derMenschen, die einander über die Feiertage treffen dürfen

Dabei geht jedes Land seinen ei-
genen Weg. Hier ein Überblick
über die beschlossenen Maß-
nahmen einiger europäischer
Länder ...

Österreich: Die Regierung lo-
ckert abMontag einigeMaßnah-
men, es gilt fortan ein „Lock-
down light“ mit geöffneten Ge-
schäften. An den Weihnachts-
feiertagen und zu Silvester sind

Treffen von bis zu 10 Personen
erlaubt. Einzel-Outdoor-Sport
wird ab 24. Dezember wieder
möglich. Skifahren über Weih-
nachten bleibt aber einheimi-
schen Tagesgästen vorbehalten,
da bis 10. Jänner eine zehntägige
Quarantänepflicht für Einreisen-
de aus Risikogebieten verhängt
wurde. Gastronomie und Hotel-
lerie bleiben noch geschlossen.
Eswird keineWeihnachtsmärkte
geben.

Deutschland: Bund und Länder
haben sich auf eine Verlänge-
rung des ursprünglich bis
20. Dezember geltenden Teil-
Lockdowns auf den 10. Jänner
geeinigt. Für die Feiertage gel-
ten aber Lockerungen: Vom 23.
Dezember bis 1. Jänner sind 10
Personen (mit Ausnahme von
dazugehörigen Kindern bis 14
Jahren) als Obergrenze für pri-
vate Zusammenkünfte „innen
und außen“. Die Zahl der Haus-
halte, aus denen sie kommen,

wird nicht eingeschränkt.

Frankreich: Die französische
Regierung will ihren Bürgern ab
dem15. Dezember Reisen erlau-
ben. Das gilt auch für die Feier-
tage zum Jahresende, falls die
Coronavirus-Fälle auf etwa 5000
neue pro Tag zurückgehen. Ski-
ressorts bleiben bis Jänner ge-
schlossen. Es werden stichpro-
benartige Grenzkontrollen
durchgeführt.

Italien: Die italienische Regie-
rung hat beschlossen, dass Got-
tesdienste und Christvespern
am 24. Dezember um
20.30 Uhr beendet werden müs-
sen, damit die Ausgangssperre
ab 22 Uhr eingehalten werden
kann. Auch wird es über die Fei-
ertage nur im Notfall gestattet
sein, zwischen den Regionen
hin- und herzureisen. Die Regie-
rung rief ihre Bürger dazu auf,
keine Nicht-Familienmitglieder
zu Feierlichkeiten einzuladen.

Wie im vergangenen Monat be-
reits beschlossen, werden die
Skigebiete über die Weihnachts-
und Neujahrsfeiertage geschlos-
sen bleiben.

Spanien: Zu den Feiertagen er-
laubt die spanische Regierung,
dass sich maximal bis zu 10 Per-
sonen pro Haushalt treffen dür-
fen.Damitwird die bisherige Re-
gel, die Treffen von bis zu 6 Per-
sonen zulässt, gelockert. Für den
24. sowie den 31. Dezember
wird die geltende Ausgangssper-
re von 23.00 Uhr auf 1.30 Uhr
verschoben. Reiseverkehr zwi-
schen den einzelnen autono-
men Regionen bleibt aber wei-
terhin verboten. Ausnahmen
bilden Besuche bei der Familie.
Die Regierung der autonomen
Region Katalonien will Be-
schränkungen nicht ab dem
7. Dezember lockern. Der Reise-
verkehr zum Zweck des Fami-
lienbesuchs soll aber gewähr-
leistet werden. © Alle Rechte vorbehalten

WIEN/BERLIN/PARIS/ROM
(APA/Reuters). Die anstehen-
den Weihnachtsfeiertage
stellen viele Regierungen in
Europa vor Herausforderun-
gen. Während weiterhin da-
rum gekämpft wird, die Zahl
der Corona-Infektionen ein-
zudämmen, sollen den Men-
schen über Weihnachten und
Silvester auch Treffen mit der
Familie und Freunden ermög-
licht werden.

LONDON/BRÜSSEL (dpa). In
der Schlussphase der Gesprä-
che über einen Brexit-Handels-
pakt haben beide Seiten den
Druck erhöht. Die Verhandlun-
gen wurden am Freitag in Lon-
don fortgesetzt, nachdem am
Donnerstag bis spät in dieNacht
getagt worden war. Sollte trotz
der intensiven Bemühungen
nicht rechtzeitig eine Einigung
gelingen, drohen vom Jahres-
wechsel an Zölle undhoheHan-
delshürden zwischen Großbri-
tannien und dem Kontinent.

Medien in Großbritannien
zufolge beklagten sich britische
Unterhändler über angebliche
neue Forderungen der EU.
Damit seien die Gespräche ge-
bremst worden. Ein Regierungs-
sprecher in London sagte am
Freitag, die Gespräche befän-
den sich an „einem sehr schwie-
rigen Punkt“.

EU-Ratspräsident Charles

Michel warnte unterdessen vor
einem Scheitern der Verhand-
lungen für den Fall eines Vetos
aus den Mitgliedsstaaten. „Die
Mitgliedstaaten werden ent-
scheiden müssen, ebenso wie
die britische Seite“, sagte Michel
in Brüssel. „Die Mitgliedstaaten
müssen ja oder nein sagen, und
wenn eine Seite des Tischs nein
sagt, dann haben wir einen No-
Deal.“ ©

Verhandlungen über Brexit-
Handelspakt: Druckwird erhöht

WIEN (dpa). Die Organisation
für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (OSZE) wird
künftig von der deutschen Top-
Diplomatin Helga Schmid ge-
leitet. Die Bestellung der 59-jäh-
rigen zur OSZE-Generalsekretä-
rin erfolgte nach Angaben von
Diplomaten am Freitag durch
den Ministerrat der Organisati-
on.Die in außenpolitischen Fra-
gen als äußerst versiert geltende
Schmid war unter anderem eine
wichtige Unterhändlerin der EU
beim internationalen Atomab-
kommenmit dem Iran. Sie leite-
te zuletzt das Generalsekretariat
der Europäischen Auswärtigen
Dienstes (EAD) und spielte
damit einemaßgebliche Rolle in
der EU-Diplomatie.

„Ich kann mir keinen besse-
ren Beitrag zur Handlungsfähig-
keit der OSZE vorstellen als Hel-
ga Schmidt“, sagte Außenminis-
ter Heiko Maas (SPD). „Helga
Schmidt ist eine Spitzendiplo-
matin, von deren Kaliber es in

Europa nicht viele gibt.“ Außer-
dem wurden den Angaben zu-
folge weitere Spitzenfunktionen
besetzt, die wegen Uneinigkeit
der OSZE-Mitgliedsstaaten seit
Juli unbesetzt waren. Der Italie-
ner Matteo Mecacci ist nun Di-
rektor bei ODHIR, dem auf
Menschenrechte spezialisierten
Arm der OSZE. Zum Hochkom-
missar für nationale Minderhei-
ten wurde Kasachstans früherer
Außenminister Kairat Abdrach-
manow bestimmt. ©

Deutsche Topdiplomatin
an der Spitze derOSZE

Die Unterzeichnung der EU-Grundrechtecharta jährt sich zum 20. Mal.
UE / Xavier Lejeune

In vielen Ländern Europas gibt es während der Weihnachtsfeiertage strenge Einschränkungen. Skifahrer sind Leidtragende. ANSA/GIAMPAOLO RIZZONELLI
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